Zusammenfassung "Politikwissenschaftliche Bemerkungen über den modernen Staat von Johann Dvorák", Sandra Steinmüller WS2015
Gesellschaft
Bereits in frühen griechischen Stadtstaaten, die Demokratien waren, galt laut Johann Dvorák, dass die Volksherrschaft ein Privileg der wenigen Besitzenden war. Aufgrund ihres Reichtums und der damit verbundenen freien Zeit hatten sie die Möglichkeit, sich auf öffentlichen Plätzen zu versammeln, wo sie ihre Interessen untereinander besprachen und abstimmten, wie diese am besten durchgesetzt werden konnten. Diese Elite von Reichen wählte ihre politischen Führer, welche dadurch wiederum die Interessensdurchsetzung jener zur Aufgabe hatten. Sklaven waren keine Vollbürger, konnten deshalb nicht wählen und niemand setzte sich für deren Interessen ein.
Das Wort "Gesellschaft" wandelte sich im Laufe der Zeit, bis es im 18. Jahrhundert der neutrale, umfassende Begriff war, der die Summe der einzelnen Menschen, sozialen Klassen, aber auch alle möglichen Institutionen beinhaltet.
Staat und Eigentum
Johann Dvorák erläutert, dass es den Staat, wie er heute existiert, seit dem 16./17. Jahrhundert gibt. Er war von Anfang an eine Regelung des Herrschaftsverhältnisses und entstand aufgrund verschiedener Faktoren, wie
· der Schaffung neuer Formen der Königsherrschaft,
· der Beendigung des Feudalismus und kolonialer Abhängigkeit,
· der Etablierung diverser Formen von parlamentarisch-demokratischen Systemen,
· der Vernichtung von Ständeversammlungen,
· Ansätzen von Verfassungen und Volksrepräsentationen,
· Vorstellungen der Notwendigkeit der Sicherung des Eigentums und
· der Frage nach reformierter Religion.
Der moderne Staat ist laut Dvorák die Summe von verschiedenen Einrichtungen, wie auch die Idee einer Gesamtheit und unterscheidet sich von früheren Ausformungen hauptsächlich durch die Möglichkeit, dass die Masse der Bevölkerung am politischen Diskurs teilhaben und Einfluss ausüben kann.
Bei John Locke ist der moderne Staat als Vereinigung der Besitzenden zu ihrem gemeinsamen Schutz vor Übergriffen auf ihr Eigentum gedacht. Was bedeutet, dass nur die Besitzenden Mitglieder der Gesellschaft sind und Rechte und Vorzüge genießen, während Besitzlose außerhalb der Gesellschaft stehen.
Friedrich Engels und Karl Marx definierten den Staat als „die Form der Organisation, welche sich die Bourgeoisie sowohl nach außen als nach innen hin zur gegenseitigen Garantie ihres Eigentums und ihrer Interessen notwendig geben.“ Friedrich Engels wies außerdem auf die Unterdrückungsfunktionen des Staates hin, da dieser aus einem Klassenkonflikt heraus entstanden ist und zum Schutz der Besitzenden vor den Besitzlosen dienen sollte und Karl Marx erklärte, dass die gesellschaftlichen Gegebenheiten des sich selbst reproduzierenden Kapitalismus aufgrund ökonomischer Zwänge von der Arbeiterklasse als selbstverständlich angenommen werden.
Verfassung
Nach Dvorák ist eine Verfassung eine "Summe von rechtlichen Vorschriften, die das politische Zusammenleben der Menschen in einem Staatswesen regeln". Der Autor zitiert Thomas Paines Ansichten, die er im Buch "Rights of Men" 1791 und 1792 niedergeschrieben hat.
Dieser spricht an, dass sich "ein Land seiner Konstitution und Regierung rühmen kann", wenn jedes Individuum darin, unabhängig von der Klassenzugehörigkeit, sorgenfrei (über-)leben kann und dass "die Konstitution eines Landes nicht das Werk der Regierung ist, sondern des Volkes, das eine Regierung einsetzte".
Eine republikanische Regierung ist nach Paines Meinung "nichts weiter als eine zum öffentlichen Besten, sowohl einzeln als zusammen genommen errichtete und geführte Regierung" und jede Regierung, die nicht republikanisch, die also nicht im öffentliche Sinne und zum Besten aller agiert, ist keine gute.
Parlament, Wahlrecht, Eigentum in England während der Englischen Revolution
Im Zuge der englischen Revolution wurde die Forderung nach einem allgemeinen Wahlrecht laut, gleichzeitig wurde aber auch auf mögliche politische Gefahren für die wenigen Besitzenden hingewiesen. Diese hatten Angst, dass die vielen Besitzlosen, wenn sie einmal im Parlament vertreten wären, sie aufgrund ihrer zahlenmäßigen Überlegenheit per parlamentarischen Beschlüssen enteignen und eine Umverteilung des Eigentums veranlassen könnten. Deshalb galt es in dieser wie auch in nachfolgenden Verfassungs- und Wahlrechtsdebatten, gewisse Punkte, wie sie Johann Dvorák ausformuliert hat, ganz klar festzuhalten:
· „Heiligkeit des Eigentums“ wurde in Verfassungen verankert
· Bei Schutz von „Minderheiten“ ist besonders die Rede von der Minderheit der Viel-Habenden
· Moderner Staat wurde zum Schutz des Eigentums und zur Abwehr der wahren Volksherrschaft entwickelt
· Die Vielen dürfen nur am Staat teilhaben, wenn sie die wenigen Viel-Besitzenden nicht beeinträchtigen
Zeit der Vollbeschäftigung in den hochindustrialisierten Zonen Europas
Johann Dvorák erklärt, dass in den 60er/70er Jahren die Vollbeschäftigung zu plötzlichen Perspektiven führte, was wiederum das Bewusstsein der Bevölkerung dahingehend veränderte, dass "die Welt nicht mehr als eine Welt des natürlichen Mangels, sondern als eine der enormen Reichtümer wahrgenommen wurde, die nur richtig verteilt zu werden brauchten". Dieser Wandel des Denkens war wesentlicher Bestandteil des immensen Wirtschaftswachstums. (Hoher Konsum = hohe Produktion = mehr und sichere Arbeitsplätze [= Profitsicherung der Unternehmer])
Der Autor schreibt, dass "dieses massenhafte Bewusstsein auf Dauer eine Gefahr für das kapitalistische System geworden wäre", jedoch die "1973 eintretende Weltwirtschaftkrise normale kapitalistische Verhältnisse wiederherstellte".
Neokonservative Vorstellungen
Seit den 1980er Jahren ist die neokonservative Vorstellung von Politik weit verbreitet, die nach Dvorák die folgenden Ziele im Wesentlichen verfolgt:
· Zurückdrängung des Staates („Mehr privat, weniger Staat!“)
· Abbau der Staatsverschuldung („Gesundung der Staatsfinanzen“)
· Staat soll „gesund geschrumpft“ werden (betrifft sowohl Personal des Staatsapparates, als auch Staatsausgaben)
Neokonservative Politik schafft permanentes Krisenbewusstsein ("nicht recht fassbares Böse ist immer und überall"), wodurch die Umverteilung der Staatsfinanzen begründet wird. Außerdem dürfen im Neokonservatismus "die Schwachen nicht länger unterstützt und die Starken nicht länger geschwächt werden"; "(Der Staat) muss alle kollektivistischen Elemente, die die Individuen erleiden und gegen die sie sich nicht allein und privat schützen können, beseitigen und so das freie Spiel der Kräfte im Rahmen der freien Marktwirtschaft wieder ermöglichen."
Nationalstaat und transnationale politische Organisationen
[bookmark: _GoBack]Eine Besonderheit bei Entstehung des modernen Staates war die Trennung zwischen Ökonomie und Politik, die Umgestaltung ökonomischer Interessen in politische Akte musste eigens erfolgen. Der Eingriff der Politik in die Wirtschaft war zwar geläufig, wurde jedoch stark kritisiert. Im Zuge der Globalisierung wurde behauptet, dass es gar nicht möglich sei, politisch sinnvoll in ökonomische Vorgänge einzugreifen, denn angeblich könnten sich Unternehmen durch Abwanderung allen staatlichen Maßnahmen entziehen und einzelne Nationalstaaten könnten gegenüber internationalen Unternehmen aufgrund von Standortkonkurrenzen nicht intervenieren. Diese Machtlosigkeit entbehre laut Dvorák jedoch jeder empirischer Grundlage und dass tatsächlich seit Jahrzehnten in hochentwickelte Industrieländer investiert werde, es also keine relevante Abwanderung des Kapitals gäbe.
Zum Entstehen und Nutzen der Europäischen Union meint Dvorák, dass es die längste Zeit nur klar abgegrenzte politische Vorhaben gab. "Es ging um eine Freihandelszone in Europa, um Zusammenarbeit in Bereichen der Atomforschung und -entwicklung." Doch mit zunehmender weltweiter Dominanz von neoliberaler/ neokonservativer Politik kam es zu einer "Dynamisierung der politischen Gestaltung der EU". "In Maastricht wurden gemeinsame Ziele staatlicher Budgetpolitik fixiert; Prozente der Staatsverschuldung festgelegt u.Ä. Europa wurde im Rahmen neoliberalen Denkens neu gestaltet."
Die Folgen der EU-Politik unter neoliberalen Vorzeichen reichen laut Johann Dvorák "von großen Deregulierungen (Privatisierung Post, Telefon, Bahn) bis hin zu "kleinen" rechtlichen Maßnahmen (Aufhebung Nachtarbeitsgesetz für Frauen)".
Solche Vorhaben auf nationaler Ebene durchzuführen, wäre nicht leicht und oft unmöglich gewesen, die Berufung auf verbindliche europäische Rechtsnormen, hat die Durchführbarkeit dieser Entstaatlichungs- und Privatisierungsmaßnahmen möglich gemacht.
Politiker auf nationaler Ebene können politische Maßnahmen, die man sich nicht zutraut, unter Berufung auf übergreifende Rechtsnormen der Europäischen Union durchsetzen. Dvorák erklärt, dass komplexe politische Vorgänge für die Bevölkerung auf europäischer Ebene noch schwerer durchschaubar wären als auf nationaler Ebene und es schwer sei, politische Parteien auf nationaler oder gar europäischer Ebene bei Wahlen dafür verantwortlich zu machen.
Abschließend meint der Autor, dass die EU im Wesentlichen eine Wirtschaftsunion sei, die keine Ambitionen als supranationaler Sozial- und Wohlfahrtsstaat habe.


Die drei wichtigsten Punkte:
· Der moderne Staat wurde begründet, um das Eigentum der Besitzenden zu sichern und deren Interessen zu vertreten.
· Die momentan vorherrschende Vorstellung von Politik im Zeichen des Neokonservatismus fördert die ökonomische Interessen der Reichen und schwächt BezieherInnen ohnehin schon kleiner und mittlerer Einkommen durch die "Entstaatlichung" noch mehr.
· Die Europäische Union verfolgt eben jene neokonservativen Ziele und ist nicht an einer supranationalen Zusammenarbeit Soziales betreffend interessiert.
